
Zuständigkeit der Gerichte in Warenzeichen- und 
Geschmacksmustersachen

R e i n w a r t h  hat in NJ 1966 
S. 323 ff. zutreffend darauf hingewie­
sen, daß die Heranziehung von Zivil­
und Arbeitsrechtssachen an das Be­
zirksgericht nach § 28 GVG auch er­
forderlich sein kann, um bei Rechts­
streitigkeiten aus bestimmten volks­
wirtschaftlichen Bereichen eine qua­
lifizierte Rechtsprechung zu gewähr­
leisten. Die von ihm erwähnte An­
weisung des Präsidenten des Ober­
sten Gerichts, nach der alle Gerichte 
verpflichtet sind, Warenzeichen- 
Streitsachen dem nach § 36 Abs. 2 
WZG dafür zuständigen Direktor des 
Bezirksgerichts Leipzig zur Entschei­
dung darüber vorzulegen, ob er die 
Sachen gemäß § 28 GVG heranziehen 
will, ist jedoch kein geeignetes Bei­
spiel mehr. Diese Anweisung ist in­
zwischen durch die 2. DVO zum GVG 
— Zuständigkeit der Gerichte in 
Warenzeichen- und Geschmacks­
mustersachen — vom 8. März 1965 
(GBl. II S. 243) gegenstandlos ge­
worden. Nach § 1 Abs. 2 dieser DVO 
ist zur Gewährleistung einer sach­
kundigen Verhandlung von Streitig­
keiten auf dem Gebiet des Waren­
zeichen- und Geschmacksmuster­
rechts für diese Sachen das Bezirks­
gericht Leipzig sachlich und örtlich 
zuständig. Damit wird für derartige 
Streitigkeiten eine ausschließliche 
erstinstanzliche Zuständigkeit des 
Bezirksgerichts Leipzig geschaffen — 
ähnlich wie das durch § 59 Abs. 2

PatG in Verbindung mit § 1 der VO 
über die Errichtung des Patent­
gerichts vom 21. Mai 1951 (GBl. 
S. 483) i. d. F. des § 3 AnglVO für 
Patentstreitsachen geschehen ist.
Nun könnte allerdings daraus, daß 
die 2. DVO Warenzeichen- und Ge­
schmacksmustersachen als „bedeut­
same Sachen im Sinne des § 28 GVG“ 
bezeichnet, geschlossen werden, es 
bedürfte nach wie vor einer Heran­
ziehung dieser Sachen durch den Di­
rektor des Bezirksgerichts Leipzig. 
Aber in diesem Fall stünde es dem 
Direktor nicht mehr frei, ob er eine 
Sache heranziehen will oder nicht. 
Vielmehr wäre er durch den Wort­
laut des § 1 der DVO zur Heranzie­
hung v e r p f l i c h t e t .
Meines Erachtens läßt aber die zwin­
gende Regelung der Zuständigkeit 
des Bezirksgerichts Leipzig bei die­
sen Streitsachen eine Ermessens- 
enlscheidung über die Anwendung 
des § 28 GVG als eines Instruments 
zur Leitung der Rechtsprechung nicht 
zu. Das folgt auch aus § 2 Abs. 2 der 
DVO, wonach jede Warenzeichen­
oder Geschmacksmustersache, die bei 
einem vor Inkrafttreten der 2. DVO 
zuständig gewesenen Gericht anhän­
gig gemacht wird, „dem Bezirks­
gericht Leipzig als dem zuständigen 
Gericht“ zu übersenden ist.

URSULA BEHRENS. Oberjustitiar 
bei der SDAG Wismut, Gera

Kündigungsschutz für Pächter von Kleingärten
Durch § 2 der AO über den Kündi­
gungsschutz für Pächter von Klein­
gärten vom 17. Mai 1956 (GBl. I S. 457) 
werden Verträge, die eine Begren­
zung der Pachtzeit vorsehen, auf un­
bestimmte Zeit verlängert. Eine Kün­
digung durch den Verpächter ist nur 
aus den in den §§ 3 und 4 genannten 
Gründen möglich. Über'Streitigkeiten 
aus solchen Verträgen entscheidet 
nach § 6 die Abteilung Landwirtschaft 
des Rates des Kreises, jetzt der Kreis­
landwirtschaftsrat. Der Rechtsweg ist 
damit ausgeschlossen. Nach § 1 ist die 
Anwendung der AO auf Grundstücke 
beschränkt, die zur nicht gewerbsmä­
ßigen kleingärtnerischen Nutzung 
verpachtet werden.
Da die Gerichte immer dann, wenn 
die AO nicht anzuwenden ist, prüfen 
müssen, ob der Pächter aus anderen 
gesetzlichen Bestimmungen Schutz, 
insbesondere vor Kündigung des 
Pachtverhältnisses, genießt, ist es er­
forderlich, auf die weitere gesetzliche 
Regelung des Pachtschutzes einzu­
gehen.

Die AO über den Kündigungsschutz 
für Pächter von Kleingärten ergänzt 

§ 36 MSchG, weil diese Bestimmung

Kündigungsschutz nur für Pachtver­
hältnisse über gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke und Räume 
gewährt. Vervollständigt wird der 
Schutz der Pächter ferner durch die 
GrundstücksverkehrsVO vom 11. Ja­
nuar 1963 (GBl. II S. 159). Pacht- oder 
Nutzungsverträge über landwirt­
schaftliche Grundstücke können nach 
§§ 13 ff. dieser VO unter bestimmten 
Voraussetzungen verlängert, vor­
zeitig gelöst oder verändert werden. 
Als landwirtschaftliche Grundstücke 
gelten nach' § 2 Abs. 2 der 1. DB 
zur GrundstücksverkehrsVO vom 
22. März 1963 (GBl. II S. 201) alle 
Grundstücke und Gebäude, die 
landwirtschaftlich, forstwirtschaft­
lich, gärtnerisch, fischereiwirtschaft­
lich oder zur Torfgewinnung tat­
sächlich genutzt werden oder 
auch nur entsprechend genutzt wer­
den können. Dazu gehören auch 
Grundstücke und Gebäude, die ganz 
oder zumindest überwiegend der 
pflanzlichen oder tierischen Produk­
tion dienen. Wegen der besonderen 
Fachproblematik ist auch hier für 
die Beendigung von Pachtverträgen 
der Rechtsweg nicht gegeben.

Durch diese gesetzlichen Regelungen 
wird den Pächtern umfassender 
Schutz vor unbegründeten Kündigun­
gen gewährt. Kein besonderer Schutz 
besteht damit lediglich für Pächter 
von nicht gewerblich genutzten un­
bebauten Grundstücken, bei denen 
auch keinerlei landwirtschaftliche 
Verwendung erfolgt.
Was als Kleingarten im Sinne der 
AO über den Kündigungsschutz für 
Pächter von Kleingärten gilt, ist, wie 
die Praxis der Gerichte zeigt, häufig 
nicht einfach zu bestimmen, weil § 1 
der AO nur allgemeine Hinweise 
gibt. Die Gerichte müssen sich aber 
diese Klarheit verschaffen, weil da­
von die Entscheidung über die Zuläs­
sigkeit des Rechtswegs abhängt. Dar­
über haben sie gemäß § 3 GVG allein 
zu befinden.
Nicht selten bestehen sowohl bei den 
Gerichten als auch bei den örtlichen 
Landwirtschaftsräten unterschiedliche 
Auffassungen darüber, was als Klein­
garten im Sinne der AO anzusehen 
ist. Das führt mitunter nicht nur zu 
erheblichen Verfahrensverzögerun­
gen, sondern auch zu Nachteilen für 
die Pächter. Denn immer, wenn das 
Gericht den Kleingartencharakter und 
damit die Anwendbarkeit der AO 
verneint, ist der Rechtsweg gegeben 
und in der Sache selbst zu entschei­
den, sofern es sich nicht um ein land­
wirtschaftliches Grundstück im Sinne 
der GrundstücksverkehrsVO handelt. 
In den Fällen, in denen das Gericht 
aber in der Sache selbst zu entschei­
den hat, liegen die Voraussetzungen 
des § 36 MSchG meist nicht vor, und 
die Verurteilung zur Räumung ist un­
ausbleiblich. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, einige einheitliche Ge­
sichtspunkte herauszuarbeiten, wann 
es sich um einen Kleingarten im 
Sinne der AO handelt.
Die AO findet keine Anwendung auf 
Hausgärten, obwohl diese ebenfalls 
regelmäßig der kleingärtnerischen 
nicht gewerbsmäßigen Nutzung die­
nen. Wie aus § 4 Abs. 2 MSchG ent­
nommen werden muß, gilt ein Grund­
stück als Hausgarten, wenn ein ein­
heitlicher Vertrag über Gebäude oder 
Gebäudeteile und den Garten selbst 
vorliegt. In diesen Fällen ist der 
Rechtsweg zulässig und Mieterschutz 
nach den Bestimmungen des MSchG 
gegeben.
Dagegen ist die wiederholt anzutref­
fende Auffassung falsch, die AO über 
den Kündigungsschutz für Pächter 
von Kleingärten beziehe sich nur auf 
Pachtverhältnisse mit dem Verband 
der Kleingärtner, Siedler und Klein­
tierzüchter. Nach § 2 muß sie viel­
mehr auf alle Pachtverträge über 
Kleingärten und damit selbstver­
ständlich auch auf Pachtverhältnisse 
mit diesem Verband angewandt wer­
den.
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